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ie den Betrieb unterfagt bat, kann 
siederaufnahme geftatten, fofern 1611 der Unteriaz 
gung minbeftens drei Monate verflojfen find. 

$ 8. Der Reichskangler und die Landesaentralbehör- 
den können an ven, daß der Beginn des Handels mit 
Begenjtände: der im $ 1 Abf. 1 bezeichneten Art allge- 
mein oder unter bejtimmten Borausjekungen einer Er- 
faubnis bedarf. . 

Die Erlaubnis darf nur verjagt werden, wenn gegen 
ben MRadjudenden Tatjachen vorliegen, bie feine Ungu- 
verläjfigRkeit in bezug auf den Handelsbetrieb bartun. Die 
Borichrift des $ 1 Abi. 2 findet entfpredende Anwendung. 


Auf ven Gemerbebetrieb im Umbergiehen (Titel 3 der 


Reidjsgererbeordnung) find die Borfgriften in bi. 1, 5 


nicht anzumenden. Der Wandergemerbejchein und die Le- 
gitimationskarte find aber 3u verjagen, menn bet denje- 
nigen, für welche fie beantragt werden,die im Abjak 2 De- 
zeichneten Worausjegungen zutreffen. ; 

§ 4. Gegen die Unterjagung des Betriebes ($ 1) und 
gegen die Berjagung der Erlaubnis ($ 3) ift nur Bejgmerbe 
zuläffig ; fie bat keine auffdiebende Wirkung. 

85. Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geld- 
itrafe bis zu 10 000 M. wird bejtraft : 

1. wer der gegen ibn ergangenen Unterjagung des 

Handelsbetriebes ($ 1) 3umiderhandelt. 

2. mer ben Handelsbetrieb ohne die nach 88 erforder- 
lige Erlaubnis beginnt. 

2. Berfihärfung der Strafe bei Preistreiberei. 

8 6. Im 8 6 des Gefebes, betreffend Höchjtpreife, 
vom 4. Auguft 1914 in der Faffung der Bekanntmachung 
vom 17. Dezember 1914 (Reichs-Bejegbl, ©. 516) wird 
folgender Abjat 2 eingefügt: 

In den Fällen der Nr. 1 und 2 kann neben der Gtrafe 
angeordnet werden, daß die Verurteilung auf Koften des 
Schuldigen öffentlich bekannt zu madhen ift, aud) kann 
neben Gefängnisjtrafe auf Berluft der bürgerlichen Ehren- 
rechte erkannt werden. 

87. Im 85 der Verordnung gegen übermäßige 
BPreisfteigerung vom 23. Juli 1915 (Meichs-Bejegbl. ©. 
467) wird folgender Abjaß eingefügt : 

Neben Befängnisftrafe kann auf Berluft der bürgerli- 
den Ehrenredte erkannt werden. 

3. Schlukbejtimmungen. 

8 8. Die Landeszentralbehörden erlafjen die Bejtim- 
mungen zur Ausführung der SS 1 bis 4 diejer Verordnung. 

$ 9. Dieje Verordnung tritt mit dem Tage der Ber- 
kündigung in Kraft. Der Reidskangler beftimmt ben3eit: 
punkt bes Außerkrafttretens. 

Berlin, den 23. September 1915. 


Der Stellvertreter des Reichskanglers. 
Delbrück. 


Srundfäße 
für die Befhäffigung von Rriegsgefangenen im 
Handwerk, Gewerbe, Bergbau und in 067 
(Im Auszug, 
Neudruck mit einigen Wenderungen. 
Gültig ab 1. Oktober 1915 ohne rückwirkende Kraft, 
1. Borbedingungen. 


Es ift allgemein gejtattet, daß an Stelle der in den 
Betrieben fehlenden einheimijden Arbeiter Kriegsge- 
fangene als Aushilfe verwendet merden. 


Seite 136. 
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en ift und vorausfidtlid nad) dem Frieden 
jort ierung der Provinz gij in die Hand 
genommen werden wird. Die oftpreußiihen Handwerks- 
kammern merden zweifellos in der Lage fein, im einzelner 
Falle nähere Angaben zu machen. Es ift wohl unnötig, 
darauf bingumeijen, daß eine Ueberfiedelung von Hand- 
merkern nach demDjten nicht übermäßig begünitigt merden 
darf, um eine lleberfebung der einzelnen Berufe nament- 
lich in ben erften Jahren nad) bem Kriege, in denen fic 
das Wirtichaftsleben nur langjam heben wird, zu ver- 


tir hielten es für unjere Pflicht, allzu hohen Er- 
martungen, bie an die Beteiligung des deutihen Hand- 
werks am Wiederaufbau der Provinz Oftpreuben gez 
knüpft worden find, entgegenzutreten, um Enttäufchungen 
vorzubeugen. Damit liegt uns aber nichts ferner, als das 
Handwerk von vornherein von einer energijchen Betei- 
figung an dem Wiederaufbau Oftpreubens abzufchreceen. 
Am Gegenteil möchten mir den in Frage kommenden 
Handwerkern mir dringend empfehlen, fig) in geeigneter 
Heife zufemmenzufcließen, um gerüjtet zu fein, jobald 
der Aufbau freigegeben .]ו‎ Es ijt zu beachten, daß mit 
der Freigabe vorausfichtlich ein jehr großer Bedarf rajd 
einjeBen miro. Auf die Befriedigung biejes plogliden 
Anjturmes milfjen die Handwerksorganifationen eingez 
richtet fein, wenn fie einen Gewinn davontragen wollen. 

Dieje Organifationsarbeit wird eine der dringendjten 
Aufgaben der Handmwerkskammern bezw. ihrer Berdin- 
gungsömter fein ; fie wird von ihnen mit um fo größerem 
Eifer aufzunehmen fein, als fie ja nicht nur dem einen 
Ziel, der Beteiligung am Wiederaufbau von Oftpreuben 
dienen joll, fondern dem dauerndenZmwecke, DasHandmwerk 
geeignet zu maden für die Hebernahme größerer, nament- 
lic) öffentlicher Arbeiten und Lieferungen überhaupt. Die 
vom Kammertage herausgegebenen und im Gonderheft 
des Deutigen Handmerksblattes vom 1. September 1915 
abgedruckten „Richtlinien für Zwecke korporativer Ueber- 
nahme von Arbeiten und Lieferungen“ werden den Hand- 
werkskammern hierbei gute Dienjte leijten. 

Bezüglich der Fragen, die mit der Kreditbeihaffung 
von Handwerkerorganijationen zufammenhängen, möchten 
mir auf die oben bereits erwähnte Abhandlung von Dr. 
Purpus in Heft 3 des „Deutjchen Handmerksblattes" 
vom 15. März 1915 vermeifen. 


Bekannfmahungen. 


Bekanntmachung zur Feruhaltung unzuderläfiger 
Perjonen vom Handel, 
Bom 23. September 1915. 


Der Bundesrat bat auf Grund des $ 3 des Bejeßes 
über die Ermädtigung des Bundesrats au mirtjdajtliden 
Maknabmen uim. vom 4. Auguit 1914 (Reids-Gejehbl. 
©. 327) folgende Berordnung erlafjen : 

1. Unterjagung des Handelsbeiriebes. 


8 1. Der Handel mit Gegenftänden bes täglichen Pe- 
daris, insbejondere Nahrungs» und JFuttermitteln aller 
Art, fowie rohen Naturerzeugnifjen, Heiz- und Leudt- 
ftoïfen oder mit Gegenftänden des Kriegsbedarfs ift zu 
unterjagen, menn Tatjachen vorliegen, die die Unguver- 
läjfigkeit des Handeltreibenden in bezug auf den Handels- 
betrieb bartun. Das Hanbdelsgemerbe, befjen Betrieb 
unterjagt wird, ift genau zu bezeichnen. Die Unterjagung 


9 Das weilipreußgiide Handmern. Seite 137. 


Krankheits- oder fonjtige Tage oder Stunden, an 
denen nicht gearbeitet werden Rann, wie aud) Sonn- und 
01901086, an denen nicht gearbeitet wird, find nicht zu 
verguten. 

Die Eifenbahn- und fonftigen Transportko ten 


trägt der Arbeitgeber für einmalige Hin- und Rückfahrt 
vom und zum Kriegsgefangenenlager joie für Ausmechs- 
lungen, die auf einfeitigen Wunjd des Arbeitgebers vor: 
genommen werden. Der Fahrpreis wird immer nad) dem 
nådftgelegenen Lager berechnet, aud) menn bie 
Kriegsgefangenen aus einem anderen gejtellt find. Für 
die Kriegsgefangenen gilt der Sat der Fabrkarte 4. Klaffe 
d. |. 2 Bf. für das Tarifkilometer. Bei Fahrten, die von 


mindeftens 30 Rriegsgejangenen gemeinfdaftlid) ausge- 
führt oder menn mindeftens 30 Fabrkarten gelöjt werden, 
erniedrigt fig der Gag auf 1,5 Pf. für das Tarifkilometer 
(Tarif für Bejellihaftsfahrten in 4. Klaffe). 

gür RKriegsgefangene, die tåglid 3mifden Gefange- 
nenlager und Arbeitsplaß bin: und zurückfahren, ift der 
508 der Arbeitermodjenkarten (1 Vi. je Kilomtr.) zuge: 
laffen. 

Auch für die Ärztliche Verforqung in dem Umfange, 
wie fie freien Arbeitern durch die Krankenkafjen gewährt 
wird, hat der Arbeitgeber aufzukommen; erft menn Ueber- 
führung in das (vorher zu beftimmende) Lazarett, oder 
im Notfall in das nächjtgelegene Krankenhaus erforder- 
lid) geworden ijt, tritt die Heeresvermaltung — von der 
Abjendung des Erkrankten ab — für die Koften ein. Dem 
Bejundheitszuftand der Kriegsgefangenen ift dauernd Huf- 
merkjamkeit zu jchenken, damit auch anfteckende Krank- 
heiten rechtzeitig erkannt werden und fofortige Abfonde- 
rung erfolgt. 

Anmerkung: Unfall, Jnvaliden- und Krankenkafjfen- 
gelder jomie Kranken- und Penfionskaffenbeiträge für Knapp- 
fhaftsnereine find für Kriegsgefangene nieht zu entrichten. 

Endlich trägt der Arbeitgeber die etwa für nötig be- 
fundenen Zulagen an das Bemadungsperjonal. 

Die „Unterbringung und Verpflegung ift, menn die 
 Rriegsgefangenen nicht von einem Lager aus tåglid ge- 
ftellt werden, grundfäglih vom Arbeitgeber zu überneb- 
men, ibm aber zu vergüten. Der Sat hierfür beträgt: 

für bie Unterkunft täglich 15 Pf. je Kopf der Kriegs- 
gefangenen und der Wadmannjædaft. 

Die Verpflegung der Kriegsgefangenen und der Wad- 
mannjchaft wird dem Arbeitgeber nad) folgenden Gåten 
je Kopf und Tag vergütet: 

für die Wachtmannfchaft allgemein, einfchl. der hö- 
beren Dienftgrade, je Mk. 1,50, 

für die Rriegsgefangenen je nad) der Ropfaabl, de- 
ren Berpflegung aus einem Wirtichaftsbetriebe 
erfolgt, bei 1 bis 50 Mann je Mk. 1,30, bei 51 bis 
200 Mann je Mk. 1,20, bei mehr als 200 Mann 
je MR. 1,10. 

Liefert die Heeresvermaltung bas Brot, jo verkürzen 
fih die vorftehenden Bergiitungsjåke um 4 Pf. für je 
100 Gramm. 

Der Berdienftanteil, mit bem die Rriegsgefangenen 
täglich ab3ufinden find, beträgt grundfåklid 25 v. 9. des 
Bruttolohns. 


Bekanntmachung. 

Bekleidungs- und Nusrüftungsftüche, melde den im 
Deutjdjen Heer und in der Kaiferlihen Marine gebraudj- 
ten gleich oder ähnlich find, dürfen während des Kriens- 
suftandes außer an Mitglieder ber bewaffneten Macht, die 
als folhe ungmeifelhaft erkennbar find oder fih aus- 
meijen, nur an Perjonen verkauft werden, die nadge- 
mwiejenermaßen im ausdrücklichen Auftrage eines zum 
Tragen einer Uniform Berechtigten als Käufer auftreten. 

Bemerbetreibenden (Militäreffektenhändlern, Schnei- 
dern, Althändlern ufm.) die biefes Verbot +1 
laffen, wird im Jntereffe des Heeres ufm. und der öffent- 
lihen Sicherheit der Gejchäftsbetrieb gejehloffen >rden. 

Diefe Bekanntmachung gilt für den gejamter Be- 
fehlsbereich bes 17. Armeekorps. 

Danzig, Graudenz, Thorn, Kulm, Marienburg, 

den 6. November 1915. 

Das ftellvertretende Generalkommando 17. Armeekorps. 


Borausjeßung bleibt, daß einheimiichen Arbeitern 
nicht die Arbeitsmöglidkeit genommen wird. Deshalb ijt 
hier bejonders die Mitwirkung der ftaatliden 
Auffidtsbehörde (Regierungspråfident) von vorn- 
herein unentbeprlig. Dies ift aud) die verantwortliche 
Stelle dafür, bah dauernd die Arbeitsmarktlage im Auge 
behalten wird und die Gefangenen wieder zurückgezogen 
werden, fobald Erfag durch einbeimiide Arbeitskräfte 
möglich ift. 

Den Firmen, bie von Heereslieferungen ausgejglojien 
find, werden Kriegsgefangene nich 1 geftellt, 06901. Firmen 
die mit feindlihem Kapital arbeiten, fofern nicht die Auf- 
rechterhaltung ihrer Betriebe geboten ift. 

Berboten ift ben Kriegsgefangenen:: 

jeder nicht burg) die Arbeitsbeihäftigung bedingte 
Verkehr mit ber Jivilbevöfkerung (Dejonbers zu ver- 
hindern an Sonn-und Feiertagen und menn 
jonft nicht gearbeitet wird, burg ftrengfte Ab- 
jonderung der Kriegsgefangenen in ber Un- 
terkunft), 
jeder nicht burg bas zuftändige Rriegsgefangenen- 
lager 110606 
jede Entfernung ohne Wadtbegleitung von der Mr- 
beits- oder Unterkunftsitelle, jede Entfernung aus 
der Unterkunft während der Nadtzeit, 
jeder Benuß von alkoholifchen Getränken und 
jedes 3ur-Hand-nehmen von Waffen. 

Arbeitgebern, beidenen irgendein Ber 
toß gegen die militärifhe Zudt und Ord- 
nung oder die öffentlide Sicherheit fei-z 
tens des VUrbeitskommandos vorkommt, 
wird diejes unter Umständen entzogen. 

Als „Berjtof gegen die öffentliche Sicherheit“ gilt 
jelbjtverjtändlich auch jede — menn aud) nur fabrläffige 一 
Erleidjterung oder Begünftigung von Fludtveriu- 
Hen Kriegsgefangener. 

Da für Kriegsgefangenenarbeit die volle Entlohnung 
wie für freie Arbeiter gefordert mird, (Abfdn. 3), muB 
andererjeits aud) dafür gejorgt werden, daß nad Mög- 
lichkeit geeignete Kriegsgefangene gejtellt und bag 
jolde, deren Leiftungen wegen Unfähigkeit dauernd 
ungenügend bleiben, ausgemechjelt werden. 

Die Kriegsgefangenenarbeit muß fit aug den Be: 
triebenbollanpajjen, da fie nad) den für diefe 
bejtehenden Grundjåken bezahlt wird. Die Kriegsgefan- 
genen haben alfo die gleichen Arbeitszeiten mie die freien 
Arbeiter innezuhalten, ebenjo Gonntagsarbeit, Ueber- 
jtunden und Ueberjdidten zu leiften, wenn freie Arbeiter 
hierzu herangezogen merden. Eine befondere Ber- 
gütung dafür ift nur dann zuläffig, menn aug) freie ל‎ 
beiter fie erhalten. Ueberhaupt gilt die in einem Be- 
triebe vorhandene Arbeitsordnung aud für bie 
Kriegsgefangenen. Trgendmwelche Abweichungen guguniten 
der Rriegsgefangenen würden keinem deutjchen Arbeiter 
verftänblid fein. Dem Arbeitgeber kann auf Antrag 
gejtattet werden, zur Aufrechterhaltung der Ordnung in 
den Betrieben gleihe Oronungsitrafen in Gel», 
mie jie für freie Arbeiter nad) den beftehenden Arbeits: 
ordnungen guläffig find, auch gegen die Kriegsgefangenen 
feftzufegen und in die Lobnliften zur Beftåtigung durch die 
Militårbehörde aufzunehmen. Die Beträge fließen den 
Bohlfahrtskaffen der Stammlager zu und find aus der 
Abfindung der Kriegsgefangenen (Abjchnitt 5) zu decken ; 
deshalb darf von dem Gtrafbetrage auch nur der Prozent- 
fat, nad) dem die Abfindung bemeffen wird, eingezogen 
werden. 


3. Qeiftungen der Arbeitgeber. 

Für die Arbeit der Kriegsgefangenen ift in Betrieben 
jeder Art grundfåklid für denKopf und Arbeitstag eine 
Vergütung an die Heeresvermaltung zu zahlen, mie 
fie der Höhe des Tagesverbienjtes eines freien Arbeiters 
im gleichen Betriebe und unter gleiden Berhåltniffen 
entipricht. 

Die Kriegsgefangenenarbeit darf nicht auf dem Um- 
wege verbilligt werden, daß man dabei etwa niedri- 
gere Stüklöhne einführt, als man freien Arbeitern 
anbieten TDiirbe. 
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